
 

  

S 12 SO 108/13 (SG Schleswig)

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Schleswig-Holstein
Sozialgericht Schleswig-Holsteinisches

Landessozialgericht
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren kein Eigenanteil des Hilfebedürftigen,

Kosten für Heimfahrten, notwendige
Familienheimfahrten, stationäre
Unterbringung

Leitsätze 1. Aus der Systematik sowie nach dem
Sinn und Zweck der Regelungen zur
Eingliederungshilfe für behinderte
Menschen nach den §§ 53 ff. SGB XII
ergibt sich, dass Beihilfen zum Zwecke
des Besuches von Familienangehörigen
gemäß § 54 Abs. 2 SGB XII bezogen auf
die Person des nach § 53 Abs. 1 SGB XII
Leistungsberechtigten selbst als
integraler Bestandteil der den
behinderten Menschen in einer
stationären Einrichtung gewährten
Eingliederungshilfe einzustufen sind. 

2. Beihilfen nach § 54 Abs. 2 SGB XII zu
Gunsten der Hilfebedürftigen sind nicht
der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Dritten Kapitel des SGB XII zuzuordnen.
Insofern wird kein uneingeschränkter
Ermessensspielraum zugunsten des
Beklagten eröffnet  

3. Der Träger der Sozialhilfe hat die
Kosten der von ihm selbst für erforderlich
angesehenen Heimreisen als Beihilfe zu
übernehmen, wenn sie integraler
Bestandteil der
Eingliederungshilfemaßnahme des
Leistungsempfängers sind und keine
unangemessenen Wünsche hinsichtlich
des Beförderungsmittels angemeldet
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werden.
Normenkette SGB XII § 27a Abs. 4 Nr. 2, SGB XII § 27B,

SGB XII § 54 Abs. 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 SO 108/13 (SG Schleswig)
Datum 05.10.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 SO 20/18
Datum 27.11.2019

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 5.
Oktober 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin auch deren
notwendige auÃ�ergerichtliche Kosten fÃ¼r das Berufungsverfahren zu erstatten.
Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt weitere Leistungen der Sozialhilfe fÃ¼r Familienheimfahrten
im Jahre 2012, deren Kosten der Beklagte unter Abzug von 15,00 EUR Eigenanteil
pro Heimfahrt bzw. Monat erstattet hat. Streitig ist die Berechtigung des Beklagten,
zu Lasten der KlÃ¤gerin einen solchen "Eigenanteil" in Ansatz zu bringen.

Bei der 1978 geborenen KlÃ¤gerin, die seit Ã¼ber 20 Jahren im "B H ", einer
stationÃ¤ren Einrichtung in A -B lebt, besteht eine geistige Behinderung â��
mittelschwere Intelligenzminderung (ICD-10 F71), AnpassungsstÃ¶rung (ICD-10
F68.8) â��. Zudem liegt eine kÃ¶rperliche Behinderung mit BewegungsstÃ¶rungen
sowie einer HÃ¼ftdysplasie beidseits vor. Zu gesetzlichen Betreuern der KlÃ¤gerin
sind deren Eltern bestellt worden. Die Kosten fÃ¼r die vollstationÃ¤re Betreuung im
"B H " leistet der Beklagte als Leistung der Eingliederungshilfe. Zudem werden der
Barbetrag, der monatlich an die KlÃ¤gerin gezahlt wird, die Bekleidungskosten, die
Kosten der Krankenversicherung der KlÃ¤gerin sowie Zuzahlungen der nicht durch
die Krankenversicherung gedeckten Kosten vom Beklagten Ã¼bernommen. Die
KlÃ¤gerin wird von ihren Eltern, wohnhaft in E , in der Regel einmal pro Monat am
Wochenende nach Hause geholt. Die Kosten dafÃ¼r erstattet der Beklagte mit 0,20
EUR je gefahrenem Kilometer. Je Heimfahrt (Hin- und RÃ¼ckweg) werden 404 km
angesetzt.

Mit Schreiben vom 12. Februar 2013 Ã¼bersandten die Eltern der KlÃ¤gerin die
Nachweise Ã¼ber insgesamt 14 durchgefÃ¼hrte Familienheimfahrten im Jahre
2012.
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Mit Bescheid vom 21. MÃ¤rz 2013 bewilligte der Beklagte 921,20 EUR fÃ¼r 14
Fahrten. Von den errechneten Gesamtkosten fÃ¼r 14 Familienheimfahrten (14 x 4 x
101 km x 0,20 EUR = 1.131,20 EUR) zog der Beklagte 210,00 EUR ab, wobei er
15,00 EUR Eigenanteil pro Heimfahrt in Ansatz brachte.

Dagegen legte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 10. April 2013 Widerspruch ein und
begrÃ¼ndete diesen damit, dass die BerÃ¼cksichtigung eines Eigenanteils
rechtswidrig sei. Ein Vergleich mit dem Regelbedarf gehe fehl. Die Kosten fÃ¼r
Familienheimfahrten stellten einen weiteren notwendigen Lebensunterhalt in
Einrichtungen dar, die vom Beklagten zu erstatten seien.

Mit Widerspruchsbescheid vom 28. August 2013 half der Beklagte dem Widerspruch
der KlÃ¤gerin dergestalt ab, dass ein Eigenanteil in HÃ¶he von 15,00 EUR lediglich
einmalig pro Monat und nicht fÃ¼r jede gewÃ¤hrte Familienheimfahrt in Abzug
gebracht wurde. Demzufolge wurde der Eigenanteil fÃ¼r das Jahr 2012 insgesamt
mit 180,00 EUR statt wie bisher mit 210,00 EUR festgesetzt. Im Ã�brigen wurde der
Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung der ZurÃ¼ckweisung hieÃ� es
im Wesentlichen, der Widerspruch der KlÃ¤gerin richte sich gegen die Festsetzung
des Eigenanteils in HÃ¶he von 15,00 EUR pro Fahrt bzw. Monat. Im Rahmen der
stationÃ¤ren Unterbringung und Betreuung sei der KlÃ¤gerin neben den Leistungen
fÃ¼r die MaÃ�nahmekosten und der Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen
auch ein monatlicher Barbetrag gemÃ¤Ã� Â§ 27b Abs. 2 Sozialgesetzbuch,
ZwÃ¶lftes Buch (SGB XII), fÃ¼r das Jahr 2012 in HÃ¶he von monatlich 100,98 EUR
zur freien VerfÃ¼gung gewÃ¤hrt worden. Jener Barbetrag habe in der Zielsetzung
den Leistungen entsprochen, die bei der Regelbedarfsstufe fÃ¼r den
Lebensunterhalt auÃ�erhalb von Einrichtungen zur Deckung persÃ¶nlicher
BedÃ¼rfnisse enthalten seien. Die persÃ¶nlichen BedÃ¼rfnisse seien vormals
gemÃ¤Ã� Â§ 2 Regelsatzverordnung und nunmehr unverÃ¤ndert gemÃ¤Ã� Â§ 27b
SGB XII u. a. BedÃ¼rfnisse im Bereich Gesundheitspflege,
NachrichtenÃ¼bermittlung, Freizeit, Kultur, Unterhaltung und Verkehr. Das bedeute
also, dass bei der Bemessung der Mittel, die fÃ¼r die persÃ¶nlichen BedÃ¼rfnisse
in der Regelbedarfsstufe veranschlagt seien, Mittel fÃ¼r Kosten zur Nutzung von
Verkehrsmitteln berÃ¼cksichtigt seien. Somit seien auch Anteile des Barbetrages
fÃ¼r diesen Zweck zu veranschlagen. Unter BerÃ¼cksichtigung dessen, dass im
Barbetrag somit ein Anteil fÃ¼r die Teilnahme am Verkehr enthalten sei, sei es
nicht ermessensfehlerhaft, bei der GewÃ¤hrung von Fahrtkosten diesen Eigenanteil
im angemessenen Umfang zu berÃ¼cksichtigen. Hierbei sei ausdrÃ¼cklich zu
bedenken, dass auch HilfeempfÃ¤nger auÃ�erhalb von stationÃ¤ren Einrichtungen
Besuchsfahrten aus ihrem Regelsatz finanzieren mÃ¼ssten. In Anbetracht des
Anteils fÃ¼r Verkehr im Rahmen der monatlichen BarbetragsgewÃ¤hrung und vor
dem Hintergrund, dass Bedarfe fÃ¼r z. B. NachrichtenÃ¼bermittlung fÃ¼r die
KlÃ¤gerin keinen relevanten Umfang hÃ¤tten, erscheine ein Eigenanteil fÃ¼r die
Heimfahrten in HÃ¶he von 15,00 EUR monatlich nicht unangemessen hoch.
Besondere Belastungen, die die KlÃ¤gerin im Gegensatz zu anderen
Leistungsberechtigten in stationÃ¤ren Einrichtungen aufbringen mÃ¼sse, seien
nicht ersichtlich und auch nicht vorgetragen worden. Unter BerÃ¼cksichtigung der
UmstÃ¤nde dieses Einzelfalles und in AbwÃ¤gung des Interesses der KlÃ¤gerin mit
dem Interesse der Ã�ffentlichkeit an einem verantwortungsvollen Einsatz
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Ã¶ffentlicher Mittel, sei es der KlÃ¤gerin im Rahmen der Selbsthilfe gemÃ¤Ã� Â§ 2
SGB XII zuzumuten, 15,00 EUR pro Fahrt bzw. Monat selbst aufzubringen. Der
KlÃ¤gerin seien trotz der BerÃ¼cksichtigung des Eigenanteils Ansparungen
mÃ¶glich gewesen, so dass ein weiterer notwendiger Bedarf, mithin das Begehren
der KlÃ¤gerin, den Eigenanteil fÃ¼r Familienheimfahrten nicht zu zahlen zu
mÃ¼ssen, nicht erkannt werden kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin hat am 25. September 2013 Klage erhoben und die Ansicht vertreten,
sie habe einen Anspruch auf Ã�bernahme der Kosten der Familienheimfahrten,
ohne einen Eigenanteil leisten zu mÃ¼ssen. Die Familienheimfahrten wÃ¼rden
nicht selbst von der Einrichtung erbracht. Faktisch mÃ¼sste sie â�� die KlÃ¤gerin
â�� den Eigenanteil von 15,00 EUR pro Heimfahrt aus ihrem Barbetrag bestreiten;
das sei aber nicht zulÃ¤ssig, vielmehr mÃ¼sse ihr dieser zur freien VerfÃ¼gung
verbleiben. Ein Vergleich mit der Aufteilung des Regelbedarfs gehe fehl. Die
Zusammensetzung des Barbetrages und des Regelbedarfs seien nicht vergleichbar.
Die persÃ¶nlichen BedÃ¼rfnisse des tÃ¤glichen Lebens lieÃ�en sich nicht allein mit
27 % der Regelbedarfsstufe decken. Im Ã�brigen setze der Beklagte den Anteil an
Verkehrsausgaben im Barbetrag zu hoch an. Im Regelbedarf sei ein Anteil von 6,3 %
fÃ¼r Verkehrsdienstleistungen enthalten. Der Beklagte gehe hier hingegen von 15
% aus. Da sie â�� die KlÃ¤gerin â�� die Heimfahrtkosten voll verauslagt habe, seien
ihr die nicht bewilligten zwei Heimfahrten sowie die abgezogenen Eigenanteile zu
erstatten. SÃ¤mtliche durchgefÃ¼hrten Familienheimfahrten seien notwendig
gewesen, weil sie sich durch diese konstanten Ereignisse sicherer und wohler
gefÃ¼hlt habe. Es sei ihr â�� der KlÃ¤gerin â�� wichtig, den liebevollen Kontakt zu
ihrer Familie zu pflegen.

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 21. MÃ¤rz 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28. August 2013 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verpflichten, Leistungen nach dem SGB XII auf vollstÃ¤ndige Ã�bernahme der
Familienheimfahrten aus dem Jahr 2012 ohne Abzug des Eigenanteils zu erbringen.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hat im Wesentlichen geltend gemacht, bei den Familienheimfahrten handele es
sich um Leistungen, die gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 SGB XII in seinem â�� des Beklagten
â�� pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen stÃ¼nden. Monatskarten und gelegentliche
Fahrten seien Teil des Regelbedarfs. Um eine Besserstellung von
Leistungsberechtigten in Einrichtungen gegenÃ¼ber Leistungsberechtigten
auÃ�erhalb von Einrichtungen zu vermeiden, werde ein Eigenanteil von 15,00 EUR
pro Heimfahrt bzw. monatlich vorgesehen. Es bestÃ¼nden auf Seiten der KlÃ¤gerin
keine weiteren atypischen Belastungen, die eine Reduzierung dieses Betrages
sachgerecht erscheinen lieÃ�en.

Das Sozialgericht hat den Beklagten durch Urteil vom 5. Oktober 2017 unter
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Ã�nderung des Bescheides vom 21. MÃ¤rz 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28. August 2013 verurteilt, der KlÃ¤gerin weitere
180,00 EUR fÃ¼r die Familienheimfahrten aus dem Jahr 2012 zu zahlen. Zugleich
hat es die Berufung zugelassen.

Zur BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, die
Familienheimfahrten seien als Teil eines therapeutischen Konzeptes nach Â§ 54
Abs. 2 SGB XII notwendig und daher deren Kosten zu erstatten. Einen Eigenanteil
aus dem Barbetrag in HÃ¶he von 15,00 EUR zu fordern, sei rechtswidrig, da im Falle
der Anerkennung der Notwendigkeit die Kosten fÃ¼r die Familienheimfahrten zu
Ã¼bernehmen seien und kein Ermessensspielraum mehr auf der Kostenebene
bestehe. Die Stellungnahme des Fachdienstes Gesundheit vom 17. Januar 2014
belege zudem die Notwendigkeit von regelmÃ¤Ã�igen Besuchskontakten. Entgegen
der Auffassung des Beklagten sei ein identifizierbarer Anteil fÃ¼r
BefÃ¶rderungsdienstleistungen nicht im Barbetrag nach Â§ 27b SGB XII enthalten.
Bei der Festlegung des Barbetrags in einer pauschalierten HÃ¶he werde der
tatsÃ¤chliche Umfang der Bedarfsdeckung durch die stationÃ¤re Einrichtung nicht
berÃ¼cksichtigt. Die HÃ¶he von mindestens 27 v. H. der maÃ�gebenden
Regelbedarfsstufe beruhe auf einer Berechnung des Deutschen Vereins
(Empfehlungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Taschengeld nach dem BSHG, Kleine
Schriften des Deutschen Vereins, 1973) und habe einen Warenkorbcharakter
besessen. Der Barbetragsanteil in HÃ¶he von mindestens 27 v. H. des seinerzeit
aktuellen Regelbedarfs entspreche der Fortschreibung der Regelbedarfsstufe. Der in
der stationÃ¤ren Einrichtung tatsÃ¤chlich erbrachte Lebensunterhalt (Â§ 27b Abs. 1
Satz 1 SGB XII) und der weitere notwendige Lebensunterhalt (Â§ 27b Abs. 2 Satz 1
SGB XII) deckten erst gemeinsam den Lebensunterhalt. Der weitere notwendige
Lebensunterhalt gemÃ¤Ã� Â§ 27b Abs. 2 SGB XII umfasse insbesondere Kleidung
und den Barbetrag in der MindesthÃ¶he von 27 v. H. der Regelbedarfsstufe 1 der
Anlage zu Â§ 28 SGB XII. Insofern sei unter BerÃ¼cksichtigung von Gesichtspunkten
des Einzelfalls ebenso wie bei der abweichenden Bedarfsdeckung nach Â§ 27a Abs.
4 Nr. 2 SGB XII zu prÃ¼fen, ob der gesetzliche Mindestbarbetrag ausreiche, um
zusammen mit dem in der Einrichtung geleisteten Lebensunterhalt den
notwendigen Lebensunterhalt des HilfebedÃ¼rftigen vollstÃ¤ndig sicherzustellen.
Aufgrund der Mindestregelung in Â§ 27b Abs. 2 Satz 2 SGB XII komme eine
Absenkung unter den Barbetrag â�� vergleichbar zu Â§ 27a Abs. 4 Nr. 1 SGB XII â��
nicht in Betracht. Es handele sich um den Betrag, der fÃ¼r Ausgaben, die nicht von
der Einrichtung zu decken seien bzw. gedeckt wÃ¼rden, zur freien VerfÃ¼gung des
Berechtigten stehe. Der Barbetrag sei strukturell den Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Dritten Kapitel zuzuordnen.

Mit dem Barbetrag sei nicht eine Leistung der Eingliederungshilfe nach dem
Sechsten Kapitel zu bestreiten. Mit den Leistungen nach dem Sechsten Kapitel sei
die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft bzw. am Arbeitsleben im Sinne eines
Nachteilsausgleichs zu gewÃ¤hren. Die regelmÃ¤Ã�igen Fahrten zu den
FamilienangehÃ¶rigen nach Â§ 54 Abs. 2 SGB XII seien Leistungen der
Eingliederungshilfe, da sie dem Sechsten Kapitel zuzuordnen seien. Pauschalierend
gehe der Gesetzgeber fÃ¼r diese Fahrten davon aus, dass sie im Rahmen einer
familienorientierten Hilfe zu erbringen sein kÃ¶nnten, wie dies auch in Â§ 16 SGB XII
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normiert sei. Nach Â§ 16 SGB XII sollten die besonderen VerhÃ¤ltnisse in der Familie
der Leistungsberechtigten berÃ¼cksichtigt werden. Die Sozialhilfe solle nach Â§ 16
Satz 2 SGB XII die KrÃ¤fte der Familie zur Selbsthilfe anregen und den
Zusammenhalt der Familie festigen. Es liege auf der Hand und bedÃ¼rfe aufgrund
der gesetzgeberischen Wertung keiner vertieften PrÃ¼fung, dass im Regelfall
Familienheim- bzw. Besuchsfahrten fÃ¶rderlich seien, soweit nicht die
FamilienverhÃ¤ltnisse oder die Behinderung entgegenstÃ¼nden. FÃ¼r solche
Fahrten sei im Regelfall kein Anteil aus dem Barbetrag einzusetzen, da dieser fÃ¼r
Bedarfe nach dem Dritten Kapitel vorgesehen sei. Neben den vom
ProzessbevollmÃ¤chtigten zutreffend vorgetragenen Schwierigkeiten, prozessuale
Anteile im Barbetrag zu identifizieren, spreche die formale Zuordnung gegen eine
Anrechnung von Anteilen. Weiterhin spreche dagegen, dass die KlÃ¤gerin auch bei
anderen AktivitÃ¤ten, wie beispielsweise AusflÃ¼gen, die mit dem Ã¶ffentlichen
Personennahverkehr unternommen wÃ¼rden, BetrÃ¤ge auch fÃ¼r
BefÃ¶rderungsdienstleistungen aufzuwenden habe. Eine monatlich feste Bindung
von ca. 15 % des Barbetrags fÃ¼r Familienheimfahrten reduziere das verfÃ¼gbare
Budget erheblich. Es stehe im freien Ermessen der KlÃ¤gerin, wofÃ¼r sie den
Barbetrag verwende, ob sie sich etwas kaufe oder ggf. Geld anspare. Dass es ihr
mÃ¶glich gewesen sei, entsprechende RÃ¼cklagen zu bilden, sei fÃ¼r die HÃ¶he
der zu erstattenden Kosten fÃ¼r die Familienheimfahrten insoweit nicht zu
berÃ¼cksichtigen. Erst in dem Zeitpunkt, in dem die KlÃ¤gerin nicht in der Lage sei,
den Barbetrag bestimmungsgemÃ¤Ã� zu verwenden, werde er gemÃ¤Ã� Â§ 27b
Abs. 2 Satz 3 SGB XII gemindert. Dieses sei hier nicht der Fall, da die KlÃ¤gerin mit
ihrem VermÃ¶gen die Grenze des Â§ 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII i. V. m. Â§ 1
Barbetragsverordnung nicht erreicht habe.

Die Berufung werde nach Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) wegen
grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zugelassen. Das VerhÃ¤ltnis des Barbetrages gemÃ¤Ã�
Â§ 27b Abs. 2 SGB XII zu Â§ 54 Abs. 2 SGB XII berÃ¼hre die grundsÃ¤tzliche Frage,
ob existenzsichernde Mittel nach dem Dritten Kapitel fÃ¼r Leistungen der
Eingliederungshilfe eingesetzt werden mÃ¼ssten.

Gegen das ihm am 5. MÃ¤rz 2018 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 21. MÃ¤rz
2018 Berufung eingelegt, mit der er seine erstinstanzlich bereits vertretene
Auffassung weiterhin aufrechterhÃ¤lt. Er weist zudem darauf hin, dass die mit
jeweils 0,20 EUR je gefahrenem Kilometer erstatteten Kosten durch die Eltern der
KlÃ¤gerin vereinnahmt wÃ¼rden. Weitere 0,10 EUR pro gefahrenem Kilometer
hÃ¤tten die Eltern der KlÃ¤gerin bei der Familienkasse als eigene Unterhaltsleistung
geltend gemacht, da sie der KlÃ¤gerin 0,30 EUR pro gefahrenem Kilometer
berechneten. Auf diese Art und Weise sei die Ã�berleitung des Kindergeldes von
den Eltern der KlÃ¤gerin auf ihn â�� den Beklagten â�� verhindert worden.

Bei der GewÃ¤hrung von Beihilfen fÃ¼r Familienheimfahrten handele es sich
gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 SGB XII um eine Ermessensleistung. Das Ermessen umfasse
sowohl die HÃ¤ufigkeit der Familienheimfahrten als auch die HÃ¶he der Beihilfe. Die
Verfahrensweise, auch Menschen in Einrichtungen bei der GewÃ¤hrung von
einmaligen Beihilfen zu Besuchsfahrten anteilig an den Kosten zu beteiligen, sei
bereits im Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 22. Oktober 2012 (Aktenzeichen: S
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22 SO 154/10) bestÃ¤tigt worden. Bei der Bemessung der HÃ¶he habe er â�� der
Beklagte â�� sich an den Anteilen orientiert, wie sie im Regelbedarf enthalten seien,
und gehe in der Regel von einem angemessenen Eigenanteil von 15,00 EUR pro
Monat aus. UnabhÃ¤ngig von dieser Orientierungshilfe werde in jedem Einzelfall
abgewogen, ob UmstÃ¤nde des Falles eine Reduzierung des Eigenanteils oder den
vÃ¶lligen Verzicht verlangten. Wie sich aus dem Ausgangs- und
Widerspruchsbescheid ergebe, seien hier die UmstÃ¤nde des Einzelfalls richtig
berÃ¼cksichtigt worden. Es seien keine UmstÃ¤nde erkennbar, die eine
Festsetzung des Eigenanteils auf 15,00 EUR/Monat ermessensfehlerhaft erscheinen
lieÃ�en. Erst recht liege keine Ermessensreduzierung auf Null vor, die eine
Direktentscheidung des Gerichts der ersten Instanz rechtfertigen wÃ¼rde. Die
KlÃ¤gerin habe keine weiteren atypischen Belastungen. Sie verwende ihren
Barbetrag fÃ¼r Dinge, die klassischerweise daraus bezahlt wÃ¼rden. Auch unter
Aufbringung des Eigenanteils sei es ihr weiterhin mÃ¶glich, ihre BedÃ¼rfnisse des
tÃ¤glichen Lebens frei zu gestalten. Sie verfÃ¼ge Ã¼ber ausreichend finanzielle
Mittel, die es ihr erlaubten, zu haushalten und auch BetrÃ¤ge anzusparen. So sei es
der KlÃ¤gerin gelungen, ihr Restguthaben aus dem Barbetrag stetig zu erhÃ¶hen.
NatÃ¼rlich stehe es ihr frei, wofÃ¼r sie ihren Barbetrag verwende. Sie kÃ¶nne
davon auch Schuhe und Bekleidung kaufen. Allerdings kÃ¶nnte sie nicht von seiner
Seite â�� der des Beklagten â�� im Bedarfsfall darauf verwiesen werden; denn
Bekleidung und Schuhe mÃ¼ssten nicht aus dem Barbetrag finanziert werden. Hier
gebe es die MÃ¶glichkeit, auch einmalige Beihilfen in Anspruch zu nehmen. Solche
seien der KlÃ¤gerin in der Vergangenheit auch regelmÃ¤Ã�ig gewÃ¤hrt worden.

SchlieÃ�lich sei die Annahme des Sozialgerichts unzutreffend, dass die KlÃ¤gerin
auch bei anderen AktivitÃ¤ten wie beispielsweise AusflÃ¼gen, die mit dem
Ã¶ffentlichen Personennahverkehr unternommen wÃ¼rden, BeitrÃ¤ge fÃ¼r
BefÃ¶rderungsdienstleistungen aufzuwenden habe. Die KlÃ¤gerin sei gar nicht in
der Lage, allein am Ã¶ffentlichen Personennahverkehr teilzunehmen. Auch bei
anderen AktivitÃ¤ten bzw. AusflÃ¼gen habe sie in den vergangenen Jahren
keinerlei Mittel fÃ¼r den Ã¶ffentlichen Personennahverkehr aufgewendet.
SÃ¤mtliche AusflÃ¼ge seien mit Bussen der Einrichtung durchgefÃ¼hrt worden.
Etwas Anderes habe auch die KlÃ¤gerin selbst nicht behauptet bzw. belegt.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom 5. Oktober 2017 aufzuheben und die
Klage der KlÃ¤gerin abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend und teilt den
Standpunkt, dass kein Ermessensspielraum mehr auf der Kostenebene bestehe,
weil der Beklagte die Familienheimfahrten als notwendig anerkannt habe. Das
Gericht habe zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass der pauschalierte Barbetrag nach Â§
27b SGB XII ein Mindestbetrag sei, der fÃ¼r die Leistungen zur Sicherung des
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Lebensunterhalts nach dem Dritten Kapitel vorgesehen und nicht fÃ¼r Leistungen
aus dem Sechsten Kapitel einzusetzen sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten
verwiesen. Diese sind zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht
worden.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht
den Beklagten unter Ã�nderung des Bescheides vom 21. MÃ¤rz 2013 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 28. August 2013 verurteilt, der KlÃ¤gerin weitere
180,00 EUR fÃ¼r die Familienheimfahrten aus dem Jahre 2012 zu zahlen, bzgl.
derer (letztlich) insgesamt ein Eigenanteil in eben dieser HÃ¶he zulasten der
KlÃ¤gerin vom Beklagten bei der GewÃ¤hrung der Beihilfe in Abzug gebracht
worden ist. Hinsichtlich des vom Beklagten vorgenommenen Abzugs sind die
angefochtenen Bescheide rechtswidrig und verletzen die KlÃ¤gerin insoweit in ihren
Rechten. Die KlÃ¤gerin hat auf der Grundlage von Â§ 54 Abs. 2 SGB XII i.d.F. vom
30. Juli 2009 einen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Fahrtkostenbeihilfen ohne Abzug
von 15,00 EUR pro Monat.

Der Senat teilt die Auffassung des Sozialgerichts, dass es rechtswidrig ist, einen
Eigenanteil der KlÃ¤gerin, der faktisch aus deren Barbetrag zu erbringen wÃ¤re, in
HÃ¶he von 15,00 EUR pro Monat zu fordern, da im Falle der Anerkennung der
Notwendigkeit der Familienheimfahrten, wie sie hier erfolgt ist, die Kosten dafÃ¼r
zu Ã¼bernehmen sind und auf der Kostenebene unter BerÃ¼cksichtigung der
UmstÃ¤nde dieses Einzelfalls kein Ermessensspielraum mehr besteht. Das
Sozialgericht hat zutreffend als maÃ�geblichen Ansatzpunkt der Ã�berlegungen den
Barbetrag nach Â§ 27b SGB XII mit herangezogen und ist davon ausgegangen, dass
mit dem Barbetrag nicht eine Leistung der Eingliederungshilfe nach dem Sechsten
Kapitel (wie eben Familienheimfahrten i.S.v. Â§ 54 Abs. 2 SGB XII) zu bestreiten und
somit fÃ¼r Familienheimfahrten kein Anteil aus dem Barbetrag einzusetzen sei, da
dieser fÃ¼r Bedarfe nach dem Dritten Kapitel vorgesehen sei. Zur Vermeidung von
Wiederholungen wird daher zunÃ¤chst gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die
diesbezÃ¼glichen EntscheidungsgrÃ¼nde im erstinstanzlichen Urteil verwiesen.

Abweichend von den AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Urteil ist allerdings darauf
hinzuweisen, dass die Annahme des Sozialgerichts, die KlÃ¤gerin mÃ¼sse auch bei
anderen AktivitÃ¤ten, wie beispielsweise AusflÃ¼gen, die mit dem Ã¶ffentlichen
Personalnahverkehr unternommen wÃ¼rden, BeitrÃ¤ge fÃ¼r
BefÃ¶rderungsdienstleistungen aufwenden, so dass eine monatlich feste Bindung
von ca. 15 % des Barbetrags fÃ¼r Familienheimfahrten das verfÃ¼gbare Budget
erheblich reduziere, nach dem unwidersprochen gebliebenen Vortrag des Beklagten
nicht zutrifft, da AusflÃ¼ge stets mit den eigenen Bussen der Einrichtung
durchgefÃ¼hrt werden bzw. im streitbefangenen Zeitraum durchgefÃ¼hrt worden
sind. Dessen ungeachtet stellt sich die rechtliche Einordnung des Â§ 54 Abs. 2 SGB
XII als Anspruchsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Beihilfeanspruch der
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KlÃ¤gerin aber gleichwohl als zutreffend dar.

Im Hinblick auf Leistungen der Eingliederungshilfe, wie sie i.E. in Â§ 54 SGB XII
aufgefÃ¼hrt werden, bestimmt dessen Absatz 2 Folgendes:

Erhalten behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Menschen in einer
stationÃ¤ren Einrichtung Leistungen der Eingliederungshilfe, kÃ¶nnen ihnen oder
ihren AngehÃ¶rigen zum gegenseitigen Besuch Beihilfen geleistet wer- den, soweit
es im Einzelfall erforderlich ist.

Aus der Systematik sowie nach dem Sinn und Zweck der Regelungen zur
Eingliederungshilfe fÃ¼r behinderte Menschen nach den Â§Â§ 53 ff. SGB XII ergibt
sich, dass Beihilfen zum Zwecke des Besuches von FamilienangehÃ¶rigen gemÃ¤Ã�
Â§ 54 Abs. 2 SGB XII bezogen auf die Person des nach Â§ 53 Abs. 1 SGB XII
Leistungsberechtigten selbst als integraler Bestandteil der den behinderten
Menschen in einer stationÃ¤ren Einrichtung gewÃ¤hrten Eingliederungshilfe
einzustufen sind. Beihilfen zu deren Gunsten sind nicht der Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII zuzuordnen. Insofern wird
kein uneingeschrÃ¤nkter Ermessensspielraum zugunsten des Beklagten erÃ¶ffnet.
Zwar ist diesem einzurÃ¤umen, dass der Wortlaut des Â§ 54 Abs. 2 SGB XII
durchaus fÃ¼r die von ihm â�� dem Beklagten â�� vertretene Auffassung sprechen
kÃ¶nnte, die auch bereits in einem Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom 22.
Oktober 2012 (S 22 SO 154/10) bestÃ¤tigt worden ist. Dort ging es um eine
inhaltlich gleichlautende Problematik betreffend eine Beihilfe zu Fahrtkosten fÃ¼r
Familienheimfahren im Jahre 2009 auf der Grundlage von Â§ 54 Abs. 2 SGB XII. In
jener Entscheidung hat des Sozialgericht die Auffassung vertreten, der Beklagte
habe ersichtlich die Vorgaben der Norm beachtet, erkannt, dass es sich um eine
Ermessensleistung handele und in einem dem Zweck des Ermessens
entsprechenden Weise dem KlÃ¤ger (jenes Verfahrens) eine Beihilfe zur
Besuchsheimfahrt unter BerÃ¼cksichtigung eines Eigenanteils gewÃ¤hrt.
AbschlieÃ�end hieÃ� es in jenem Urteil: "Vor dem Hintergrund des dem Beklagten
durch die Vorschrift des Â§ 54 Abs. 2 auch dahingehend eingerÃ¤umten Ermessens,
eine Beihilfe zu den Fahrtkosten auch komplett abzulehnen, ist die GewÃ¤hrung
eines Zuschusses bei gleichzeitiger Forderung eines Eigenanteils in HÃ¶he von
11,00 EUR aufgrund der vom Beklagten gegebenen BegrÃ¼ndung nicht
ermessensfehlerhaft". FÃ¼r die vom Beklagten vorgenommene
gesamtwirtschaftliche Betrachtung im Rahmen einer ErmessensabwÃ¤gung spricht
auch die vom Sozialgericht Detmold im Urteil vom 2. Februar 2016 (S 2 SO 226/14
â�� juris) als ZusatzÃ¼berlegung zur dortigen Kernfrage der HÃ¶he der
Regelbedarfsstufe wÃ¤hrend einer Abwesenheit aus einer MaÃ�nahme der
stationÃ¤ren Eingliederungshilfe vorgenommene ErwÃ¤gung. Sie lautet, die
Besuchsbeihilfe nach Â§ 54 Abs. 2 SGB XII "kann nur zum Ausgleich von konkreten
Aufwendungen fÃ¼r den Besuch geleistet werden, etwa wenn die Kosten einer
Reise zu AngehÃ¶rigen aufgebracht werden mÃ¼ssen und nicht etwa hinreichend
aus dem Barbetrag bestritten werden kÃ¶nnen" (juris, Rn. 22). Eine weitere
BegrÃ¼ndung oder gar systematische Ableitungen zum VerhÃ¤ltnis des
Barbetrages in Verbindung mit der Besuchsbeihilfe nach Â§ 54 Abs. 2 SGB XII finden
sich in jener Entscheidung aber nicht.
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HÃ¶chstrichterlich ist eine eindeutige KlÃ¤rung bislang nicht erfolgt. Auch in der
Kommentarliteratur sind dezidierte AusfÃ¼hrungen nicht zu finden. Wie Wehrhahn
in Schlegel/Voelzke, juris PK-SGB XII, Â§ 54, Rn. 68 betont, hat das
Bundessozialgericht in einem obiter dictum ausgefÃ¼hrt, die Anwendung des Â§ 54
Abs. 2 SGB XII auf Beihilfen fÃ¼r die Zeit der Heimabwesenheit
("Abwesenheitspauschalen") lÃ¤gen nÃ¤her als die LÃ¶sung Ã¼ber Â§ 27b SGB XII.
Weiter hat Wehrhahn betont, wenn die Leistung insgesamt im Ermessen des
TrÃ¤gers stehe, so kÃ¶nne dieser sich erst Recht auf Teilleistungen beschrÃ¤nken.
In dem dort in Bezug genommenen Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 28.
Oktober 2008 (B 8 SO 33/07 R â�� juris) stand die Zahlung von
Abwesenheitspauschalen (ab Januar 2005) fÃ¼r die Tage im Streit, in denen die
stationÃ¤r auf Kosten des Beklagten untergebrachte KlÃ¤gerin sich nicht in der
Einrichtung, sondern im Elternhaus aufgehalten hatte, nicht jedoch die Kosten fÃ¼r
Familienheimfahrten. DemgemÃ¤Ã� folgerichtig hat das BSG (s. dortige Rn. 21)
ausgefÃ¼hrt:

"Es bedarf keiner Entscheidung darÃ¼ber, ob Â§ 54 Abs. 2 SGB XII fÃ¼r Beihilfen
zur Sicherung des Lebensunterhalts einschlÃ¤gig ist, oder ob nicht fÃ¼r Zeiten der
Heimabwesenheit Â§ 35 Abs. 1 Satz 1 iVm Abs 2 Satz 1 SGB XII (weiterer
notwendiger Lebensunterhalt) zur Anwendung gelangen muss; nÃ¤her kÃ¶nnte die
Anwendung des Â§ 54 Abs 2 SGB XII liegen. Ebenso wenig ist
entscheidungserheblich, ob die in Â§ 54 Abs 2 SGB XII vorausgesetzte
Erforderlichkeit im Einzelfall â�� wie dies offenbar der Beklagte annimmt â�� allein
tatsÃ¤chlich, nicht (auch Ã¼berwiegend normativ) an den weitgehend
pauschalierten Bedarfen der Â§Â§ 28 ff SGB XII orientiert (Tagespauschalen) zu
ermitteln ist, bzw ob es sich bei Annahme der Erforderlichkeit trotz der sich aus Â§ 9
Abs 1 SGB XII abzuleitenden Notwendigkeit, Bedarfe vollstÃ¤ndig abzudecken (so
genannter Bedarfsdeckungsgrundsatz) noch um eine Ermessensnorm handeln kann,
soweit es um Leistungen an den HilfebedÃ¼rftigen selbst geht. Entscheidend ist
lediglich, dass das SGB XII jedenfalls Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
fÃ¼r HilfebedÃ¼rftige, die im Rahmen der Eingliederungshilfe im Heim
untergebracht sind, fÃ¼r Abwesenheitstage ermÃ¶glicht."

Adolph in Adolph, SGB II, SGB XII, AsylbLG 61. UPD, Â§ 54 Abs. 2, Rn. 40 fÃ¼hrt an,
die Entscheidung nach dieser Norm stehe im pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen des
SozialhilfetrÃ¤gers. Das Ermessen kÃ¶nne auf Null reduziert sein, wenn die
Besuchsreise notwendiger Bestandteil der EingliederungsmaÃ�nahme sei. Er
bezieht sich insoweit auf eine Entscheidung des â�� damals noch fÃ¼r
Streitigkeiten nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) zustÃ¤ndigen â��
Bundesverwaltungsgerichts vom 11. MÃ¤rz 1970 â�� V C 112.69 â��; desgleichen
Voelzke in Hauck/Noftz, SGB XII, Â§ 54 Abs. 2 Rn. 61. Letzterer legt dar, es komme
bei der BeihilfegewÃ¤hrung nicht entscheidend auf die ansonsten geltenden
VermÃ¶gens- und Einkommensgrenzen an, jedoch kÃ¶nne auf die finanzielle
Situation des Besuchers RÃ¼cksicht genommen werden. Die GewÃ¤hrung setze
voraus, dass die Beihilfe im Einzelfall erforderlich sei. Die Entscheidung habe der
TrÃ¤ger der Sozialhilfe nach pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen zu treffen. Die Beihilfen
brÃ¤uchten nicht den Gesamtreiseaufwand abzudecken.
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Das in Bezug genommene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahre
1970 behandelte den Streit darÃ¼ber, in welchem Umfang der Beklagte die durch
die Heimfahrten der KlÃ¤gerin, die eine GehÃ¶rlosenschule in Internatsform
besuchte, entstehenden Kosten zu tragen hatte. In den OrientierungssÃ¤tzen heiÃ�t
es bei juris:

"1. Bei der GewÃ¤hrung von Eingliederungshilfe zu einer auswÃ¤rtigen
Unterbringung sind Beihilfen fÃ¼r die Kosten der Reise zu den AngehÃ¶rigen zu
gewÃ¤hren, wenn der Kontakt zu den AngehÃ¶rigen notwendiger Teil der
Eingliederung ist; hierbei gilt die Einkommensgrenze des BSHG Â§ 81 Abs. 1 Nr. 1.

2. Beihilfen fÃ¼r Besuchsreisen kÃ¶nnen nach dem Ermessen des
SozialhilfetrÃ¤gers ohne RÃ¼cksicht auf VermÃ¶gen und Einkommen im Rahmen
der Eingliederungshilfe gewÃ¤hrt werden, wenn die Besuchsreise zur Erreichung
des Zieles der Eingliederungshilfe zumindest nÃ¼tzlich ist."

Der Inhalt des Orientierungssatzes 2. erklÃ¤rt sich daraus, dass die seinerzeit
relevante Regelung (anders als der hier zugrunde zu legende Â§ 54 Abs. 2 SGB XII)
nicht als Tatbestandsmerkmal die Erforderlichkeit aufwies, sondern es ausreichen
lieÃ�, wenn es "gerechtfertigt" war, eine Beihilfe zu gewÃ¤hren.

MaÃ�gebliche Regelung war (lt. BVerwG) Â§ 40 Abs. 3 BSHG vom 18. September
1969. Dieser besagte:

Soweit es im Einzelfall gerechtfertigt ist, kÃ¶nnen Beihilfen an den Behinderten oder
seine AngehÃ¶rigen zum Besuch wÃ¤hrend der DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahmen
der Eingliederungshilfe in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen
Einrichtung gewÃ¤hrt werden.

In der BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung (ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das
Berufungsgericht) hat das Bundesverwaltungsgericht u. a. ausgefÃ¼hrt, Â§ 40 Abs.
3 BSHG nenne neben dem Behinderten dessen AngehÃ¶rige als mÃ¶gliche
EmpfÃ¤nger der Reisebeihilfe. Die Beihilfen erfassten demnach nicht nur sachlich
einen weiten Kreis, sondern auch persÃ¶nlich (s. juris Rn. 13). Die weitgespannte
MÃ¶glichkeit der GewÃ¤hrung von Reisebeihilfen finde die notwendige Begrenzung
durch die Tatsache, dass das Gesetz die GewÃ¤hrung der Hilfe in das Ermessen des
SozialhilfetrÃ¤gers stelle. Dies ergebe sich schon aus dem Wortlaut des Gesetzes.
Ã�berdies mache es das Wesen einer Beihilfe aus, dass sie nicht notwendig zur
vollen Erstattung von Aufwendungen fÃ¼hren mÃ¼sse. Der SozialhilfetrÃ¤ger
kÃ¶nne deshalb allen UmstÃ¤nden â�� auch den wirtschaftlichen â�� ausreichend
Rechnung tragen (Rn. 14). Weiter hat das Bundesverwaltungsgericht ausgefÃ¼hrt:

"Diese aus den dargelegten sachlichen und persÃ¶nlichen GrÃ¼nden gebotene
Freistellung des TrÃ¤gers der Sozialhilfe muÃ� jedoch da einer Bindung weichen, wo
die Reise notwendiger Bestandteil der EingliederungsmaÃ�nahme ist, wo etwa die
Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung (Â§ 40 Abs. 1 Nr. 3 BSHG) zugleich die
Unterbringung in einem Internat und regelmÃ¤Ã�ige Besuche zu Hause erfordert.
Ob in diesen FÃ¤llen die Heimreise als Bestandteil der Hilfe zu einer angemessenen
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Schulbildung angesehen wird oder aber als davon zu sondernde Beihilfe nach 40
Abs. 3 BSHG mag auf sich beruhen. In diesen FÃ¤llen wÃ¤re es jedenfalls in sich
widersprÃ¼chlich, die Unterbringung im Internat zu unterstÃ¼tzen, nicht aber die
die Schulausbildung begleitenden hÃ¤uslichen Kontakte. Unter diesen UmstÃ¤nden
muÃ� hier die Heimreise in eben der Weise gefÃ¶rdert werden wie die
Schulausbildung selbst. Freilich lÃ¤Ã�t sich eine Verpflichtung der FÃ¶rderung, auch
wenn sie sich aus Â§ 40 Abs. 3 BSHG ergibt, nicht ohne gleichzeitigen RÃ¼ckgriff
auf die Einkommensgrenzen des Bundessozialhilfegesetzes denken; denn ebenso
wie der Freistellung von der Einkommensgrenze die Freistellung in der HÃ¶he der
Hilfe durch die Verweisung auf eine Beihilfe entspricht, muÃ� der Bindung des
TrÃ¤gers der Sozialhilfe bei der Hilfe fÃ¼r die Reise die Begrenzung der Hilfe durch
die Einkommensgrenze entsprechen (Rn. 15).

Hieraus folgt, daÃ� im Falle der KlÃ¤gerin die Heimreisen ohne RÃ¼cksicht auf
VermÃ¶gen und Einkommen der KlÃ¤gerin und ihrer Eltern im Wege einer nach
Ermessen des SozialhilfetrÃ¤gers zu bestimmenden Beihilfe gefÃ¶rdert werden
kÃ¶nnen, wenn sie durch die EingliederungsmaÃ�nahme gerechtfertigt sind. Sind
sie darÃ¼ber hinaus notwendiger Bestandteil der EingliederungsmaÃ�nahme, so ist
die Heimreise in demselben Umfange zu fÃ¶rdern wie der Schulbesuch selbst,
allerdings ebenso wie dieser nur in dem durch die Einkommens- und
VermÃ¶gensgrenzen gezogenen Bereich. Wegen der Einkommensgrenze ist hierbei
auf Â§ 81 Abs. 1 Nr. 1 BSHG zurÃ¼ckzugreifen. Ist die Heimreise integraler
Bestandteil der Hilfe in einem Heim, so muÃ� fÃ¼r die Hilfe insgesamt auf die
genannte Vorschrift zurÃ¼ckgegriffen werden, Ã¤hnlich wie im Falle der Kosten, die
durch den Ã¤rztlich angeordneten Transport eines Behinderten in das Krankenhaus
entstehen (BVerwGE 25, 28), (Rn. 16).

Mit RÃ¼cksicht darauf ist das Urteil des Bundessozialgerichts aufzuheben. Nach den
getroffenen tatsÃ¤chlichen Feststellungen wird die Einkommensgrenze des Â§ 81
Abs. 1 Nr. 1 BSHG nicht Ã¼berschritten. Die Heimreisen der KlÃ¤gerin sind deshalb
zu fÃ¶rdern, soweit sie notwendig sind; sie kÃ¶nnen gefÃ¶rdert werden, soweit sie
zwar nicht notwendig, aber gerechtfertigt sind. Es bedarf hiernach vorab der
Feststellung, ob die Heimreisen geboten sind. Ist das der Fall, so ist der TrÃ¤ger der
Sozialhilfe gehalten, die Kosten der Heimreise zu erstatten, soweit nicht
unangemessene WÃ¼nsche hinsichtlich des BefÃ¶rderungsmittels angemeldet
werden (Â§ 3 Abs. 2 BSHG). " (Rn. 17).

Ã�bertrÃ¤gt man die o.g. Ã�berlegungen des Bundesverwaltungsgerichts zu den
nicht lediglich gerechtfertigten, sondern notwendigen, also gebotenen Heimreisen
auf die hier vorzunehmende PrÃ¼fung nach Â§ 54 Abs. 2 SGB XII (korrespondierend
zum Tatbestandsmerkmal "soweit erforderlich"), zeigt sich, dass der TrÃ¤ger der
Sozialhilfe gehalten ist, die Kosten der von ihm selbst fÃ¼r erforderlich
angesehenen Heimreisen als Beihilfe zu Ã¼bernehmen, wenn sie â�� wie hier â��
notwendiger Bestandteil der EingliederungshilfemaÃ�nahme des
LeistungsempfÃ¤ngers (hier der KlÃ¤gerin) sind.

Die systematische Einbindung von Besuchsbeihilfen fÃ¼r LeistungsempfÃ¤nger,
denen Leistungen nach den Â§Â§ 53 Abs. 1, 54 Abs. 1 Satz 1 SGB XII gewÃ¤hrt
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werden, in die Regelung des Â§ 54 SGB XII, und zwar in dessen Abs. 2, belegt die
durch den Gesetzgeber vorgenommene ganzheitliche Betrachtung einer
EingliederungshilfemaÃ�nahme. Nur eine solche wird auch dem Sinn und Zweck des
umfÃ¤nglichen Leistungskatalogs im Hinblick auf die Aufgabe der
Eingliederungshilfe gerecht, wie sie in den vorgenannten Normen festgeschrieben
sind. Insofern muss die MÃ¶glichkeit der â�� finanziellen â�� Umsetzung einer
solchen beihilfefÃ¤higen Besuchsfahrt fÃ¼r den behinderten Menschen eben aus
dem "Deckungskreis" der LeistungsgewÃ¤hrung nach dem Sechsten Kapitel des
SGB XII gesichert sein, ohne dass er einen RÃ¼ckgriff auf ihm gewÃ¤hrte
Leistungen nach dem Dritten Kapitel des SGB XII vornehmen mÃ¼sste. Angesichts
dessen kann hier dahinstehen, ob die Frage der Anzahl der Heimfahrten wie auch
die Art des Transportmittels und die damit verbundenen Kosten bereits unter das
Tatbestandsmerkmal "soweit erforderlich" zu subsumieren sind, oder ob diese
Punkte im Rahmen einer ErmessensausÃ¼bung durch den LeistungstrÃ¤ger zu
prÃ¼fen sind; denn bezogen auf den Fall der KlÃ¤gerin wÃ¼rde das nicht zu
unterschiedlichen Ergebnissen fÃ¼hren. Sowohl hinsichtlich der Anzahl der
streitgegenstÃ¤ndlichen Familienheimfahrten wie auch der Art des gewÃ¤hlten
Transportmittels (privater PKW) hat der Beklagte keinerlei Einwendungen geltend
gemacht. Somit hat er sie selbst in dieser Form als erforderlich eingestuft. Wollte
man die daraus resultierenden Kosten als vom Tatbestandsmerkmal "erforderlich"
mit umfasst ansehen, bliebe kein Raum mehr fÃ¼r eine diesbezÃ¼gliche
ErmessensausÃ¼bung. Sofern man die vorgenannten Punkte als nicht unter das
Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit zu subsumieren ansÃ¤he, wÃ¤re ein
Ermessensspielraum, der noch bezÃ¼glich der Art des BefÃ¶rderungsmittels und
daraus resultierender Kosten seitens des LeistungstrÃ¤gers auszufÃ¼hren wÃ¤re,
hier auf Null reduziert. Die beantragte Kostenerstattung fÃ¼r die Nutzung eines
privaten PKWs â�� die der Beklagte in Anlehnung an die Regelungen im
Bundesreisekostengesetz mit 0,20 EUR pro Kilometer vornimmt â�� wÃ¤re nicht als
finanziell Ã¼berzogenes Begehren einzustufen, bezÃ¼glich dessen sich im Rahmen
einer ErmessensausÃ¼bung ein anderes Ergebnis als das der Bewilligung in eben
dieser HÃ¶he ergeben kÃ¶nnte.

Da sich Besuchsbeihilfen fÃ¼r die in Â§ 54 Abs. 2 SGB XII ebenfalls genannten
AngehÃ¶rigen (anders als bei dem behinderten Menschen selbst) nicht als
integraler Bestandteil einer EingliederungshilfemaÃ�nahme darstellen, spricht alles
dafÃ¼r, dass im Rahmen der PrÃ¼fung einer BeihilfegewÃ¤hrung ihnen
gegenÃ¼ber in jedem Fall ein Ermessensspielraum des LeistungstrÃ¤gers erÃ¶ffnet
ist, der uneingeschrÃ¤nkt deren gesamte wirtschaftliche Situation mit zu umfassen
hÃ¤tte. Auch wenn der Gesetzgeber insofern zwei unterschiedliche
Adressatenkreise in einer Regelung (Â§ 54 Abs. 2 SGB XII) zusammengefasst hat,
ohne eine klare Abgrenzung zu den PrÃ¼fungsvorgaben zu machen, braucht
diesem Aspekt hier nicht weiter nachgegangen zu werden; denn Beihilfen fÃ¼r
Besuchsfahrten an AngehÃ¶rige der KlÃ¤gerin sind nicht Streitgegenstand.

In seiner Rechtsauffassung, dass Familienheimfahrten als integraler Bestandteil der
EingliederungshilfemaÃ�nahme fÃ¼r den HilfeempfÃ¤nger selbst einzuordnen sind
mit der Folge der Kostentragungspflicht daraus resultierender angemessener
finanzieller BetrÃ¤ge auf Seiten des LeistungstrÃ¤gers ohne eine Eigenbeteiligung
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des behinderten Menschen, sieht sich der Senat auch durch die Ã�berlegungen des
Bundessozialgerichts im Urteil vom 9. Dezember 2008 (B 8/9b SO 10/07 R â�� juris)
bestÃ¤tigt, wonach das gemeinsam eingenommene Mittagessen in einer Werkstatt
fÃ¼r behinderte Menschen im Sozialhilferecht integraler Bestandteil der
Eingliederungshilfe und insoweit nicht der Hilfe zum Lebensunterhalt zuzuordnen
sei. In jener Entscheidung hat das Bundessozialgericht hervorgehoben, nach dem
"Grundsatz der einheitlichen Werkstatt" (juris, Rn. 21) sei bei ganzheitlicher
Betrachtung das Mittagessen in einer Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen
notwendiger Bestandteil der vom Beklagten zu leistenden Eingliederungshilfe. Es
werde nicht nur anlÃ¤sslich der Unterbringung aufgrund eines Ã¶rtlichen oder
zeitlichen Bezugs zur Einrichtung gewÃ¤hrt, vielmehr bestehe ein funktionaler
Zusammenhang mit der in der Einrichtung gewÃ¤hrten Eingliederungshilfe. Es sei
integraler Bestandteil der eigentlichen AufgabenerfÃ¼llung (juris, Rn. 18). Das
Mittagessen werde mithin entsprechend den BedÃ¼rfnissen behinderter Menschen
normativ der Eingliederungshilfe unterstellt, obwohl es natÃ¼rlich auch dem
Lebensunterhalt (der ErnÃ¤hrung) zu dienen bestimmt sei (Rn. 23). Jene
Ã�berlegungen treffen nach Auffassung des Senats entsprechend auf die
Problematik der BeihilfegewÃ¤hrung nach Â§ 54 Abs. 2 SGB XII zu. Zwar hat das
Bundessozialgericht in der vorgenannten Entscheidung auch darauf hingewiesen,
dass der Behinderte es dann allerdings hinnehmen mÃ¼sse, dass der die
Grundsicherungsleistungen gewÃ¤hrende Ã¶rtliche SozialhilfetrÃ¤ger den
monatlichen Regelsatz um den in Â§ 28 Abs. 1 Satz 1 SGB XII festgeschriebenen
normativen Bedarf fÃ¼r die Kosten des Mittagessens nach Â§ 28 Abs. 1 Satz 2 SGB
XII absenke (juris, Rn. 23). Das entsprechende Pendant hierzu wÃ¤re eine
Minderung des Barbetrages nach Â§ 27b Abs. 2 Satz 4 SGB XII, sofern dessen
Voraussetzungen erfÃ¼llt wÃ¤ren. Auch dem braucht hier aber nicht weiter
nachgegangen zu werden; denn einen solchen Weg hat der Beklagte in den
angefochtenen Bescheiden nicht gewÃ¤hlt.

Die Kostenentscheidung ergeht gemÃ¤Ã� Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG. Sie
orientiert sich am Ausgang des Verfahrens.

Die Revision wird gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung zugelassen. Es liegt im allgemeinen Interesse an der Rechtsfortbildung,
klÃ¤ren zu lassen, wie das VerhÃ¤ltnis von Â§ 54 Abs. 2 SGB XII im Rahmen von
EingliederungshilfemaÃ�nahmen zum Barbetrag gemÃ¤Ã� Â§ 27b Abs. 2 SGB XII
rechtlich einzuordnen ist, d.h., ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen
existenzsichernde Mittel nach dem Dritten Kapitel fÃ¼r Leistungen der
Eingliederungshilfe nach dem Sechsten Kapitel eingesetzt werden mÃ¼ssen.

Erstellt am: 17.01.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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